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Antrag 

der Fraktion der SPD 


belr. Strukturprogramm iür die Zonenrandgebiete 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß die bisherigen Hilfs- 
iiiaßnahmen ihren Zweck nidit ausreichend erfüllt haben. Die' 
wirtschaftliche Fntwickliing des letzten Jahres liat gezeigt, 
daß die strukturellen Krisengebiete noch nicht beseitigt sind. 
Der Bundestag erklärt, daß es eine vordringlidie staatspol i- 
tische Aufgabe des Bundes ist, die wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Notstände in den Zonenranclgebieten inil. 
allen erforderlichen Mitteln zu beheben und dafür zu sorgen, 
daß diese Gebiete mindestens in gleichem Maße am wirtschaft- 
lidten Aufschwung teilnehmen. 

Die Ihindesregienirig wird dtihc^r aufgefordert, 

dem Bundestag für die Zonenrandgebiete ein mehrjähriges 
Slrukturprogramm zur Sicherung der Vollbeschäftigung und 
wirtschaftlichen und sozialen Angleichung an die Entwicklung 
in der übrigen Bundesrepublik bis zum 31. Dezember 1958 
vorzulegen. 

Das Strukturprograinm soll mindestens folgende Fördenings- 
maßnahinen enthalten: 


I. 

1. Verbesserung der Wirtsciiaftlichkeit in den Zonenrandge- 

bieten durch einen verstärkten Ausbau des Straßennetzes. 

Für den Ausbau 

a) der geplanten Bundesautobahnstrecke Kamen-Kassel 
sowie 

b) der Bundesstraßen ostwärts der Autobahnlinie Lübeck- 
Hainburg-Hannover-Würzbiirg-Regensburg ist ein Betrag 
von 2140 Mio DM erforderlidi. Der Betrag ist in 5 Jahres- 
raten von ca. 425 Mio DM in den Einzelplan 12 — Ge- 
schäftsbereich des Buiulesniinisters für Verkehr — des 
Bmuloshauslialtsplans einzustellen. 


Drude: Buchdrudeerei Peter Meier, Buisdorf/Slegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestraße 54. Telefon 35 .51 
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Zum Ausbau der Landstraßen 1. Ordnung sind im Einzel- 
plan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — des Bimdes- 
haushaltsplans (Förderungsmaßnahmen des Bundes für die 
Zonenrandgebiete) in 5 Jahresraten jährlich 180 Mio DM 
zur Verfügung zu stellen. 

Zum Ausbau der Landstraßen 2. Ordnung und der Gemeinde- 
straßen sind im Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzver- 
waltung — des Bundeshaushaltsplans (Förderungsmaßnahmen 
des Bundes für die Zonenrandgebiete) in 5 Jahresraten 
jährlich 80 Mio DM bereitzustellen. 

Die Vergabe dieser Förderungsmittel soll nicht an die Be- 
dingung der Darlehenaufnahme durch die in Betracht kom- 
menden Landkreise und Gemeinden gebunden werden, 
ebenso nicht an die Bedingung, daß durch das beteiligte 
Land Mittel in gleichen Umfang aufgebracht werden müssen. 

2. Verstärkung des Facharbeiterwohnungsbaus durch ein Son- 
derprogramiii. Die Bereitstellung von Bundesmitteln soll 
nicht an gleiche Aufwendungen der Länder und Gemeinden 
gebunden werden. Die Bundesmittel sollen nicht von den 
allgemeinen Förderungsmitteln abgezogen werden. In den 
industriellen Siedlungsgebieten sollen Bedarfsschwerpunkte 
gebildet werden. Eine elastische Verteilung der Förderungs- 
mittel soll ein Abwandern der Facharbeiter wegen Woh- 
nungsmangel verhindern und sicherstellen, daß ein Neu- 
bedarf als Folge einer neuen Industrieansiedlung möglichst 
rasch befriedigt werden kann. 

3. Ausgleich der Standortnachteile der Betriebe in den Zonen- 
randgebieten durch wirkungsvolle steuerliche Vorteile. 
Solche Vorteile sollen den bestehenden und neuen Betrieben 
gleichmäßig zugute kommen. Anstelle von Billigkeitsmaß- 
jiahmen sollen allgemeine Vergünstigungen gelten. Die 
steuerliche Förderung soll auf Steuern des Bundes und der 
Länder verlagert werden. Soweit steuerliche Förderungs- 
maßnahmen zu Mindereinnahmen bei den Gemeinden führ- 
ten oder führen, soll der Bund die Ausfälle erstatten. 

4. Verstärkung der Kredit- und Zinsverbilligungshilfen für 
die Betriebe in den Zonenrandgebieten. Anstelle von Aus- 
fallbürgschaften sollen in stärkerem Maße selbstschuldne- 
rische Bürgschaften des Bundes treten. Die Modernisierung 
und Rationalisierung vor allem der kleinen und mittleren 
Betriebe soll auch durch eine den besonderen Verhältnissen 
in den Zonenrandgebieten entsprechende Handhabung bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge gefördert werden. 

5. Besondere Berücksichtigung der Zonenrandgebiete bei den 
Maßnahmen zur Strukturverbesserung in der Landwirtschaft. 
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II. 

1. Die Bundesregierung beauftragt das Bundesininisferium für 
gesamtdeutsche Fragen, die Maßnahmen dieses Struktur- 
programms aufeinander abzustinimen und mit den Entwich' 
lungsplänen der Länder zu koordinieren. Die Bundesregie- 
rung soll mit den Länderregieriingen entsprechende Ver- 
einbarungen treffen. Sie berichtet dem Bundestag jährlich 
über die Lage in den Zonenrandgebieten und den Erfolg 
der durchgeführten Maßnahmen. 

2. Lenkung der Kredit- und Zinsverbilligungshilfen, die aus 
verschiedenen Quellen (Bundeshaushalt, ERP-Mittel usw.) 
gegeben werden, sowie der Mittel aus dem Sonderpro- 
gramm für den Facharbeiterwohnungsbau. 

3. Errichtung einer Bundesgarantiekasse für die Zonenrand- 
gebiete. 


Bonn, den 24. Juni 1958 


Ollenhauer und Fraktion 



